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Wie wir die sogenannte „Künstliche Intelligenz“ gestalten 
Zusätzliche Schritte der Mitbestimmung  Ein ergänzender Mitbestimmungsplan 

Dieser Mitbestimmungsplan wendet sich zunächst an Beschäftigtenvertretungen von größeren Unternehmen und Verwaltungen. 
Sie können vorangehen und als Beispiele für andere wirken. Ziel ist es, Kolleginnen und Kollegen zum Handeln zu ermutigen. 
Der Mitbestimmungsplan führt zusätzliche Schritte (vgl. FST-Checkliste) ein. Er unterscheidet zwischen einerseits Technik, die 
den Menschen unterstützt. Dabei bleibt die Entscheidungshoheit beim Menschen. Diese Technik trägt den Namen „Assistenz-
technik“. Andererseits gibt es Technik, auf die eine Vollmacht übertragen wurde. Eine solche Technik kann selbst Entschei-
dungen treffen. Diese Technik lässt sich als Vollmachtstechnik oder „Delegationstechnik“ bezeichnen. Für die Gestaltung der 
Vollmachtstechnik benötigt die Mitbestimmung einen zusätzlichen Baustein: Eine Interessenaushandlung zwischen dem Erfah-
rungswissen der Belegschaft und dem Wissen des IT-Teams. Diese Aushandlung erfolgt vor der Einführung der „Delegations-
technik“. Die Aushandlung wird „Moderierter Spezifikationsdialog“ genannt. Er muss in einer Vereinbarung verankert werden.  

 
Einstiegsfrage: Welche Art Softwaretechnik soll eingeführt werden? 

Assistenztechnik (Technik als Unterstützung) oder Delegationstechnik (Technik mit Vollmacht) 
 

Assistenztechnik 
 

Behandlung klassischer Mitbestim-
mungsaufgaben (BR/PR) 

Datenschutz, Beschäftigungssiche-
rung, Arbeitsschutz, Gleichberech-
tigung, Integration, Inklusion, Viel-
falt, Qualifizierung, Selbstbestim-
mung, Diskriminierungsfreiheit etc. 
Prüfung der Frage, ob ein externer 
Sachverstand hinzugezogen werden 
soll. 

 
Experimentieren und Erproben vor 

der Einführung 
Mitbestimmte Vereinbarung eines 
Experimentierraumes mit externer 
Evaluierung. Beratung der Ergebnis-
se als Grundlage einer Betriebs- 
bzw. Dienstvereinbarung. 

 
Aushandlung einer Betriebs- bzw. 

Dienstvereinbarung 
Unter anderem: Beschäftigungssi-
cherung, Selbstbestimmung, Quali-
fizierung, Datenschutz, Integration,  
Gleichberechtigung, Arbeitsschutz, 
Inklusion, Diskriminierungsfreiheit, 
Vielfalt, etc. Festlegung der Gestal-
tungs- und Zulassungskriterien. 
Festlegung der Weiterbildung für 
Kolleginnen und Kollegen in der 
Beschäftigtenvertretung und in der 
Belegschaft. Festlegung der Mitbe-
stimmung in der Gestaltung der 
Arbeitsprozesse und Arbeitsorgani-
sation. 

 
Stetige Überprüfung und Nachsteue-

rung sowie ggf. Aktualisierung 
Betriebsrats- bzw. Personalratsgre-
mien überprüfen stetig ihre eigenen 
Einschätzungen. 
 

 
 
 
 

Delegationstechnik 
 

Auswahl: Vereinfacht ausgedrückt gibt es zwei Techniktypen: 
Software, die sich durch Anwendung        Software, die sich durch Anwendung  
nicht verändert (genannt „regelbasiert“)        selbst verändert („datengetrieben“) 

 
Fünf erste Fragen aus der Beschäftigtenvertretung 

1. Welche innerbetrieblichen, zwischen- und überbetrieblichen Arbeits- und Ge-
schäftsprozesse werden beeinflusst und verändert? 

2. Welche Entscheidungshoheit wird auf welche Weise auf Systeme übertragen? 
3. Welche Folgen für die Arbeitsorganisation sind abschätzbar? 
4. Fließt durch sich ändernde Ablaufprozesse Beschäftigungs- und Arbeitsvolu-

men vom Standort ab oder kommt es zu innerbetrieblichen Überlastungen? 
5. Sind die Entscheidungen der Delegationstechnik rückholbar? 

 
Behandlung klassischer Mitbestimmungsaufgaben der Beschäftigtenvertretung 

 Datenschutz, Arbeitsschutz, Beschäftigungssicherung, Gleichberechtigung, In-
tegration, Gesundheitsschutz, Inklusion, Vielfalt, Qualifizierung, Diskriminie-
rungsfreiheit, Selbstbestimmung etc.  

 Prüfung der Frage, ob externer Sachverstand hinzugezogen werden soll.  
 Prüfung der geteilten Zuständigkeit (z.B. KBR/EURO-BR/GBR/BR oder GPR/PR. 

 
Erfahrungswissen und Fachwissen auf gleicher Augenhöhe  Aushandlung vor  

Beschaffung und Einführung (Moderierter Spezifikationsdialog)  
 Durchführung des von außen moderierten Dialoges auf gleicher Augenhöhe 

zwischen dem Erfahrungswissen der Belegschaft und dem IT-Fachwissen.  
 Aushandlung vor(!) der Beschaffung und Einführung der Software umsetzen.  
 Befassung von Standards, Gestaltungs- und Zulassungskriterien (FST-Liste).  
 Vereinbarung von softwaretechnischen Eingriffen durch das IT-Team.  
 Zwei Leitfragen: Welches Ziel verfolgt die Delegationstechnik? Wie wirkt diese 

Technik von außerhalb des Betriebes bzw. der Verwaltung auf die Arbeit ein? 

 
Aushandlung einer Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung 

 Festlegung der Gestaltungs- und Zulassungskriterien und deren softwaretech-
nischer Umsetzung.  

 Festlegung einer regelmäßigen Überprüfung der Zielstellung und Zielerrei-
chung der Delegationstechnik durch ein gemeinsam besetztes Gremium.  

 Verankerung eines Veto-Rechtes bei Nichteinigung im Spezifikationsdialog.  
 Festlegung der Weiterbildung für Kolleginnen und Kollegen in der Beschäftig-

tenvertretung und in der Belegschaft.  
 Festlegung der Mitbestimmung in der Gestaltung der Arbeitsprozesse und 

Arbeitsorganisation bei Einführung von Delegationstechnik.  

 
Stetige Überprüfung und Nachsteuerung sowie ggf. Aktualisierung  

 Betriebsrats- bzw. Personalratsgremien überprüfen stetig ihre eigenen Ein-
schätzungen.  

 Sozialpartnerschaftliches Gremium überprüft stetig die Zielstellungen.

 
 
 
Kontakt: schroeter@talheimer.de  


